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Am Samstag, 7. Oktober 2023 wurden mehr Jüdinnen und Juden an einem Tag ermordet als an jedem

anderen Tag nach der Shoa. Mehr als 1400 Menschen wurden ermordet, mehr als 200 Geiseln genom-

men - darunter auch deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger - und unzählige Häuser zerstört. In

diesen schwierigen Zeiten muss unser Platz an der Seite Israels sein.

Daher fordern wir:

• Solidarität für Israel und alle vom Terror betroffenen Zivilist*innen:

Wir stehen solidarisch an der Seite Israels und allen Jüdinnen und Juden weltweit. Wir verurteilen den

Terror der Hamas auf das Schärfste, der nicht nurMenschen in Israel, sondern auch Zivilist*innen imGa-

zastreifen trifft und auchdort für denTodunzähligerMenschen sorgt und zu einer humanitärenNotlage

führt.

Diese Solidarität tragen wir auf die Straße. Wir organisieren und beteiligen uns an Demonstrationen

und Kundgebungen. Wir zeigen öffentlich unsere Solidarität. Unsere Kommunen verbieten die men-

schenverachtenden Demonstrationen von Hamas-Anhängern konsequent und gehen dagegen vor. Wir

stellen uns konsequent gegen alle, die dem Staat Israel das Existenzrecht und das völkerrechtlich garan-

tierte Selbstverteidigungsrecht absprechen.

• Die Bekämpfung von Antisemitismus in Deutschland und Europa:

Jüdisches Leben in Deutschland ist ein Geschenk. Wir lassen nicht zu, dass Antisemitismus in Deutsch-

landansteigt undAnschlägeauf jüdischeEinrichtungenbegangenwerden. JüdischeEinrichtungenmüs-

sen in ganz Deutschland einen starken Schutz durch unsere Polizei erhalten, jegliche Angriffe auf Jüdin-

nen und Juden müssen verfolgt und die Opfer unterstützt werden.

Wir stellen uns durch Kampagnen und Aufklärungsarbeit gegen Antisemitismus und fordern diese auf

allen Ebenen ein.

DieRecherche-und Informationsstelle gegenAntisemitismus (RIAS)mussweiter ausgebautwerdenund

in den Ländern und im Bund eine Regelförderung erhalten.

Wir fordern eine Antisemitismus-Prävention in der Lehramtsbildung. Nur so können wir sichergehen,

dass Lehrer*innen und Multiplikator*innen frühzeitig unterstützt werden.
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Die deutliche Zunahme an öffentlich gezeigtem Antisemitismus, Israelfeindlichkeit und Angriffe aus

Jüd*innen ist ein Beispiel, wie tief dieser gesamtgesellschaftlich verankert ist, unabhängig von politi-

scher Ausrichtung, Religion oder Herkunft. Antisemitismus ist häufig Teil von verschwörungsideologi-

schen Theorien, die Hass und Hetze streuen. Als SPD setzen wir uns für einen demokratischen Diskurs

in der Politik ein, fordern diesen ein und unterstützen unsere Mitglieder dabei.

Kommunalpolitische Mandatsträger*innen erleben antisemitische und verschwörungstheoretische

Aussagen unmittelbar in ihren Kommunen undmüssen darauf reagieren. Daher wollenwir gemeinsam

mit der SGK und den kommunalpolitischen Mandatsträger*innen eine Kampagne erarbeiten, die sich

für einen demokratischen Diskurs in der Politik und Gesellschaft einsetzt. Wir unterstützen alle Kom-

munen, die jenenOrganisationen undGruppen den Zugang zu öffentlichen Räumen verwehren, die das

Existenz- und Selbstverteidigungsrecht Israels die Anerkennung verweigern.

Wir begrüßen die jüngsten Betätigungsverbote für Hamas-nahe Organisationen durch Innenministerin

Nancy Faeser und setzen uns für die konsequente Ausschöpfung des Rechtsrahmens bei der Bekämp-

fung antisemitischer und israelfeindlicher Straftaten ein. Entscheidend ist es aber auch, dass antise-

mitische Tatmotive durch Behörden auch erkannt werden. Wir fordern daher eine detaillierte Orientie-

rungshilfe mit einem scharfen begrifflichen Referenzrahmen, um antisemitische Taten auch als solche

zu dokumentieren.

Aufklärung, Prävention und ordnungspolitischeMaßnahmenmüssen sich ergänzen. Aus diesemGrund

stellenwir auf allen staatlichen Ebenen ausreichendMittel zur Eindämmungdes Antisemitismus bereit.

• Verbindungen durch Städtepartnerschaften und Austauschprogramme stärken:

Wir setzen uns für die Initiierung von Städtepartnerschaften zwischen deutschen und israelischen Städ-

ten ein und fördern diese. Wir fordern unsere sozialdemokratischen Bürgermeister*innen und kommu-

naleMandatsträger*innen auf, Städte- und Gemeindepartnerschaftenmit israelischen Kommunen ein-

zugehen.

Wir setzen uns ein für Austauschprogramme in der Jugendarbeit, der Ausbildung und im Sport. Die Ge-

schichte Israels und Deutschlands sind zwei Seiten einer Münze und nur wer beide Seiten kennt, kann

sie verstehen. Deshalb setzen wir uns ausdrücklich für die Verständigung zwischen den Menschen in

beiden Ländern ein.
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